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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
1 Kreis Mettmann 

- Landschaftsplanung
   und –schutzrecht 
- Wasserwirtschaft 
- Umweltbezogener 
    Gesundheitsschutz 
- Straßen-/ Hochbau 
- Brandschutz 
- Immissionsschutz 

24.02.09 Gesundheitsschutzbehörde: 
1. Anregung,   
die Ermittlung hinsichtlich der 
festsetzungsrelevanten Lärmpe-
gelbereiche zu prüfen, da die 
Herleitung der entsprechenden 
Werte nicht einwandfrei nach-
vollziehbar ist.  
 
2. Anregung, 
in der Begründung das Zitat der 
Tabellen 8 und 9 aus der DIN 
4109 um die Tabelle 10 zu er-
gänzen und in den textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungs-
plan den Hinweis zu schallge-
dämmten Lüftungsanlagen auf-
zunehmen,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bodenschutzbehörde: 
Anregung, den Altstandort Nr. 
17210 im BP zu kennzeichnen 
und einen Hinweis für das Bau-
antragsverfahren in die textl. 
Festsetzungen aufzunehmen.  
 

 
Der Anregung zu 1. wurde entsprochen. 
In Kapitel 4.1.1 der Begründung wurden die Beurteilungspegel nach Anhang A der DIN 18005 graphisch 
ermittelt und die ermittelten Werte als Grundlage zur Festsetzung der Schallschutzklassen verwendet.. Die 
Bemessung der festsetzungsrelevanten Schallschutzklassen muss jedoch nach der DIN 4109 erfolgen, wo-
bei dann zu den ermittelten „Beurteilungspegeln“ nach DIN 18005 jeweils 3 dB (A) zur Festlegung der 
„maßgeblichen Außenlärmpegel“ hinzuzuaddieren sind.  

Alternativ kann in einfachen Fällen die Ermittlung graphisch an Hand des hierzu in der DIN 4109 enthalte-
nen Nomogramms erfolgen. In diesem sind die hinzuzurechnenden 3 dB (A) bereits enthalten. 
Dem entsprechend wurde das Kapitel 4.1.1 der Begründung neu gefasst: Die Ermittlung der maßgeblichen 
Außenlärmpegel erfolgt auf graphischem Wege nunmehr an Hand des Nomogramms der DIN 4109.  
Im Ergebnis liegen die Werte allerdings nicht exakt 3 dB(A) über den nach DIN 18005 ermittelten Werten, 
sondern nur geringfügig darüber, was mit der graphischen Verfahren innewohnenden Unschärfe zu erklären 
ist. Die neu ermittelten maßgeblichen Außenlärmpegel bedingen keine Erhöhung der Schallschutzklassen. 
Die Beibehaltung der bisherigen Schallschutzklassen ist auch dadurch zu rechtfertigen, dass  
1./ in den betreffenden Straßen auf Grund des vorhandenen Ausbaus bzw. auf Grund der Kürze des Stra-
ßenabschnitts und der vorhandenen Zufahrten die gefahrene Durchschnittsgeschwindigkeit deutlich gerin-
ger, als die Bemessungsgeschwindigkeit von 50 km/h ist und  
2./. der Lkw-Anteil deutlich unter dem Bemessungswert von 5% liegt (3% für die Mittelstr. und 0,5% für 
die Friedrichstr.), 
somit die tatsächlichen Schallimmissionen eher geringer anzunehmen sind.  
Das Nomogramm zur Ermittlung der Außenlärmpegel wird zur besseren Nachvollziehbarkeit in die Be-
gründung eingefügt.  

Der Anregung zu 2. wird entsprochen. 
Kapitel 4.1.1 der Begründung wurde entsprechend ergänzt. 
Gleichermaßen wurden die Festsetzungen zu Nr. A.2 um den o. g. Hinweis ergänzt. 
 
 
 

 

Der Anregung wird entsprochen. 
Die Fläche des Altstandorts Nr. 17210 wird in der Planzeichnung gekennzeichnet und ein Hinweis auf die 
Beteiligung der Unteren Bodenschutzbehörde im bauordnungsrechtlichen Verfahren in die Festsetzungen 
aufgenommen. Das Kapitel 4.3 der Begründung wird entsprechend ergänzt. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
2 Bergisch Rheinischer 

Wasserverband BRW 
21.01.09 Es werden keine Anregungen zur 

Planung vorgebracht  
 

3 Industrie- und Han-
delskammer (IHK) 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

4 Einzelhandels- und 
Dienstleistungsver-
band 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

5 Handwerkskammer 
Düsseldorf 

26.02.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

 

6 RWE Rhein-Ruhr 
Netzservice, Neuss 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

7 PLEdoc GmbH 05.02.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

 

8 Deutsche Telekom AG  Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

 

9 ISH NRW GmbH   Stellungnahme liegt nicht vor.  
10 Stadtwerke Haan   Stellungnahme liegt nicht vor.  
11 Verkehrsverbd. Rhein-

Ruhr 
  Stellungnahme liegt nicht vor.  

12 Busverkehr Rheinland 
GmbH (BVR) 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

13 Rheinbahn Düsseldorf 04.03.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

Die Hinweise zur ÖPNV- Anbindung des Plangebiets durch die Rheinbahn Düsseldorf werden zur Kennt-
nis genommen. Für die Planung ergeben sich keine Konsequenzen. 

14 Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb NRW, 
Wuppertal 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

15 Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
(BImA) 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

16 Wehrbereichsverwal-
tung III 

12.02.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. Hinweis 
auf zusätzlichen Abstimmungs-
bedarf, wenn Gebäude einer 
Höhe über 20 m errichtet werden 
sollen.  

Die Hinweise der Wehrbereichsverwaltung III werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der bau-
ordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren berücksichtigt.  
Für die Planung ergeben sich keine Konsequenzen. 

17 Polizeistation Haan    Stellungnahme liegt nicht vor.  
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
18 Erzbistum Köln - 

Generalvikariat 
 Stellungnahme liegt nicht vor.  

19 Katholische Kirchen-
gemeinde Haan 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

20 Evangelisches Lan-
deskirchenamt 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

21 Evangelische Kir-
chengemeinde Haan 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

22 Freie evangel. Ge-
meinde 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

23 Neuapostolische Kir-
che NRW 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

24 Neuapostolische Kir-
che Gemeinde Haan 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

25 Landesbüro der Natur-
schutzverbände 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

26 Finanzamt Hilden – 
Bewertungsstelle 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

 
27 

 
RAe Hopfgarten  
(Bürgerin) 

 
10.02.09 

 

1. Mangelndes Erfordernis der 
Bauleitplanung, da keine städ-
tebaulichen Gründe für die 
Bauleitplanung vorhanden:  

a./ Die Ausweisung eines inner-
städtischen Kerngebiets im Flä-
chennutzungsplan (FNP) läuft 
dem „Gartenstadt“- Anspruch 
zuwider und ist deshalb städte-
baulich- funktional verfehlt. 
 

 
 
 
 

Zu Nr.1: 
Die Bedenken werden zurückgewiesen.   
 
 

Zu Punkt a:  
Das Leitbild der Gartenstadt steht gleichberechtigt neben dem der Bewahrung und Entwicklung zentraler 
Funktionen als Mittelzentrum und schließt diese nicht aus. Würde man dieser Argumentation folgen und 
auf die Ausweisung innerstädtischer Kerngebiete verzichten, könnte die Stadt Haan ihrer landesplanerisch 
zugewiesenen Funktion als Mittelzentrum nicht gerecht werden.  

Wie auf einer Schrägluftbild-Aufnahme aus den 60-iger Jahren (Anlage 4a) ersichtlich ist, waren bereits 
frühzeitig alle Privatgrundstücke zwischen der Ecke Friedrichstraße/Mittelstraße bis einschließlich Haus 
Friedrichstraße Nr. 22 weitestgehend überbaut bzw. befestigt. In dem Gebiet befand sich bis vor kurzem 
eine Kfz.-Werkstatt mit entsprechenden Betriebs bedingten Emissionen (siehe hierzu auch: Stellungnahme 
des Kreises Mettmann, Bodenschutzbehörde vom 24.02.2009).  
Der bauliche Nutzungsgrad dieser privaten Flächen ist bis heute im wesentlichen unverändert geblieben. 
Hieraus folgt, dass der im Bebauungsplan Nr. 51 als Kerngebiet festgesetzte Bereich traditionell zu den 
innerstädtisch geprägten, baulich verdichteten Flächen gehört.  



Anlage 4: Behördenbeteiligung gem.  § 4 (2) BauGB  und  Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB  
 

 4

Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
 

 
 

 
 
 
b./ Darstellungen des FNP funk-
tionslos, da die gewünschte Ent-
wicklung des überwiegend von 
Wohnnutzung geprägten Be-
reichs zum Kerngebiet (MK) 
ausgeblieben ist; eine Realisie-
rung von MK-Nutzungen in der 
ruhigen und grünen Lage des 
Planbereichs ist auf absehbare 
Zeit ausgeschlossen.     

 
c./ geplante MK-Festsetzungen 
funktionslos, da die hiermit zu-
lässig werdenden Nutzungen 
wegen des vorhandenen ruhigen 
Wohnlage mit Grünflächen nicht 
erreicht werden können. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
d./ Keine Erforderlichkeit der 
Bauleitplanung, da nur zu  

Das nördlich angrenzende Flurstück Nr. 368 (Häuser Nr. 24 und 26) ist hingegen durch einen deutlich ge-
ringeren Versiegelungs-/ Bebauungsgrad gekennzeichnet. Folgerichtig wird ab diesem Grundstück ein WA-
Gebiet festgesetzt.   

Die Festsetzungen sind somit städtebaulich-funktional gerechtfertigt. 
 
Zu Punkt b: 
Die Darstellung des FNP dient nicht dazu, eine städtebauliche Entwicklung von einem bestehenden Wohn-
gebiet hin zu einem Kerngebiet vorzubereiten, sondern im Gegenteil dazu, in einem hoch versiegelten, von 
emittierenden Nutzungen vorgeprägten, innerstädtischen Bereich (s. o.) den Erhalt und die Entwicklung 
zentralörtlicher Funktionen zu sichern. Die Einschätzung von einer ruhigen und grünen Wohnlage wird 
zurückgewiesen.  
Die Realisierbarkeit der mit den Festsetzungen gewollten Änderungen ist gesichert. Bereits heute liegen 
Bauanträge für kerngebietstypische Nutzungen auf den Flächen vor, die der Flächennutzungsplan (FNP) als 
Kerngebiet darstellt. Daran, dass die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 51 auf absehbare Zeit umge-
setzt werden können, besteht aus Sicht der Verwaltung kein Zweifel.  
 

Zu Punkt c: 
Wie sich aus dem in der Örtlichkeit vorgefundenen Bestand (siehe hierzu auch unter Punkt a, 2. Abschnitt) 
ergibt, kann von einer ruhigen Wohnlage mit Grünflächen nicht gesprochen werden. Die für eine Wohnlage 
essentiellen unversiegelten, privaten Gartenflächen fehlen hier weitestgehend. Vielmehr handelt es sich um 
einen traditionell stark verdichteten, durch emittierende Nutzungen vorgeprägten Bereich.  

Die bisherigen Baugenehmigungsverfahren in dem Gebiet haben gezeigt, dass vorhabensbezogene Kon-
fliktlösungen, z.B. bei einer Außengastronomie durch Sicht- und Lärmschutzwände, Beschränkung der 
Nutzungszeiten, Festlegung der Sitzplatzzahl usw. möglich sind. Das Rücksichtnahmegebot wird beachtet, 
da das Maß dessen, was billigerweise zuzumuten ist, nicht überschritten wird. In der Haaner Innenstadt gibt 
es verschiedene Vergleichssituationen, wo Wohnen, Einzelhandel und Gastronomie einschließlich Außen-
gastronomie in ähnlicher Situation in zulässiger Weise einander zugeordnet sind. 

Aufgrund der vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten in einem MK-Gebiet sind Einzelvorhaben auf der Ebene 
der Baugenehmigungsplanung zu lösen. Die Konfliktverlagerung auf die Baugenehmigungsebene ist zuläs-
sig. Der Bebauungsplan Nr. 51 geht hier nicht unlösbaren Konflikten aus dem Weg.  
 
 
Zu Punkt d: 
Im Bereich der Innenstadt vorhandene Gastronomiebetriebe sind nur durch nachfragegerechte Erweiterun-
gen, z.B. durch Außengastronomie, auf Dauer wirtschaftlich überlebensfähig. Attraktive Gastronomieange-
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
Gunsten eines Einzelinteresses;  
Abgrenzung MK / WA und da-
mit „künstliche Teilung“ eines 
homogenen Bereichs erfolgt nur 
zu Gunsten des Gastronomiebe-
triebs.  
 
 
 

e./ vorhandene, kleinteilige Be-
bauung und bisherige, nicht 
störende Betriebe, wie der  
„ geräuschlose Ein-Mann-
Betrieb“ (Auto-Elektrik) machen 
den bisherigen Charakter eines 
WA-Gebiets aus, das Interesse 
der Anwohner an ruhiger Wohn-
lage wird nicht berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

bote in der Haaner Innenstadt fördern ihre Aufenthaltsqualität und Zentrenfunktion. Auch hier steht die 
Stadt in Konkurrenz zu Nachbarzentren. Insofern dient die Ausweisung des Kerngebiets in erster Linie 
nicht einem Einzelinteresse, sondern der Stärkung des Freizeit- und Aufenthaltswertes der Innenstadt. 
Die Abgrenzung des Kerngebiets (MK) vom allgemeinen Wohngebiet (WA) erfolgt im Bebauungsplan Nr. 
51 nach dem in der Örtlichkeit vorgefundenen Bestand (siehe hierzu unter Punkt a, 2. Abschnitt). Mit der 
Abgrenzung werden die Darstellungen des Flächennutzungsplans übernommen; sie ergänzt zudem die 
Festsetzungen der angrenzenden, rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 48c und Nr. 8 in schlüssiger Weise.  

 
Zu Punkt e:  
Der Charakter eines WA-Gebiets wird durch relativ niedrige Nutzungsgrade geprägt, und im Rahmen der 
Bauleitplanung  z. Bspl. durch die Grundflächenzahl (GRZ) beschrieben. Diese darf gemäß der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) in WA-Gebieten maximal 0,4 betragen. Wie bereits unter Punkt a erläutert, 
besteht insbesondere in dem als MK-Gebiet festgesetzten Bereich seit Jahrzehnten eine Grundstücksausnut-
zung, welche 80%, also GRZ 0,8 deutlich überschreitet. Dieser hohe Nutzungsgrad ist nach der BauNVO 
ausschließlich in MK-Gebieten zulässig.  
Im betreffenden Gebiet fehlen außerdem die für eine Wohnlage essentiellen privaten, unversiegelten Gar-
tenflächen weitestgehend. 
Des weiteren ist bei der Einstufung des angesprochenen Auto-Elektrikbetriebs von einer typisierenden 
Betrachtungsweise auszugehen: Demnach sind bestimmte Handwerkszweige, wie Schlossereien, Tischle-
reien, Zimmereibetriebe und Kfz-Reparaturwerkstätten in WA-Gebieten generell nicht zulässig. So sind 
auch bei dem hier in Rede stehenden „geräuschlosen“ Werkstattbetrieb regelmäßig Immissionen durch zu- 
und abfahrende Pkw sowie durch Motorenprobeläufe im Rahmen des Werkstattbetriebs zu erwarten (siehe 
hierzu auch: Stellungnahme des Kreises Mettmann, Bodenschutzbehörde vom 24.02.2009).  

Zusammen fassend ist festzustellen, dass der betreffende Bereich nicht die Kriterien eines WA-Gebiets 
erfüllt. Von einer prinzipiell ruhigen Wohnlage kann nicht gesprochen werden. 
Die Festsetzung eines MK-Gebiets für den vorgefundenen Bestand ist deshalb städtebaulich gerechtfertigt. 

Dennoch sind Vorhabens bezogene Konfliktlösungen, z.B. bei einer Außengastronomie durch Sicht- und 
Lärmschutzwände, Beschränkung der Nutzungszeiten, Festlegung der Sitzplatzzahl usw. auf der Ebene der 
Baugenehmigungsplanung möglich. Die städtebaulichen Regelungsmöglichkeiten eines Bebauungsplans 
wären angesichts der vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten in einem MK-Gebiet überdehnt und nicht mehr 
sachgerecht.  

Durch die Festsetzung einer dem gewachsenen Gebäudebestand entsprechenden Bautiefe, Geschossigkeit 
und einer reduzierten Geschossflächenzahl wird zudem der Charakter der gewachsenen Kleinteiligkeit für 
das Gebiet berücksichtigt (siehe Begründung, Nr. 3.1, vorletzter Abschnitt).  
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 

 
2. Verstoß gegen das Abwä-
gungsgebot öffentlicher und 
privater Belange;  
Bedeutung der privaten Belan-
ge wird verkannt; 
Anspruch der Anwohner auf 
Gebietserhaltung wird von der 
Stadt nicht berücksichtigt.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu Nr. 2: 
Die Bedenken werden zurückgewiesen.   
Es besteht kein Anspruch auf planungsrechtliche Absicherung vorhandener Nutzungen. Die Gemeinde 
kann beim Überwiegen anderer Belange in einen vorgefundenen Bestand durch rechtmäßiges Abwägen 
eingreifen.  
Planungsleitlinie hierfür ist der Flächennutzungsplan der Stadt Haan aus dem Jahre 1994. Entgegen dem 
Ziel des Flächennutzungsplans, der für den größten Teil des Plangebiets zum Bebauungsplans Nr. 51 ein 
Kerngebiet darstellt, ist eine schleichende Entwicklung in Richtung eines allgemeinen Wohngebiets zu 
verzeichnen. Kerngebietstypischen Vorhaben wird dadurch im Rahmen der erkennbaren Beurteilungspraxis 
nach § 34 BauGB die Zulässigkeit verweigert.  
Aus Sicht der Verwaltung ist der geltend gemachte Anspruch auf Gebietserhaltung (hier gemeint: eines 
WA-Gebiets) nicht gegeben, da es sich hier um einem traditionell stark verdichteten, durch emittierende 
Nutzungen vorgeprägten Bereich (s. o.) mit überwiegend innerstädtischen Funktionen handelt. 
Dem Erhalt und der Entwicklung innerstädtischer Funktionen wird deshalb Vorrang vor einer Entwicklung 
hin zu ungestörtem Wohnen „im Grünen“ gegeben.  
Die Beeinträchtigung für die Wohnnutzung in einem Kerngebiet durch fehlende Gartenbereiche wird durch 
die Vorteile der zentralen Lage und Nähe zu wichtigen Einrichtungen, Einzelhandels- und Gastronomiean-
geboten kompensiert ohne hierbei die Schwelle des Unzumutbaren zu überschreiten. 
Mittels dem Bestand angepasster Festsetzungen zu Bautiefe, Geschossigkeit sowie reduzierten Grund- und 
Geschossflächenzahlen (s. o.) wird auch der Aspekt des Wohnens erkannt und angemessen berücksichtigt.  
Aufgrund der vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten in einem MK-Gebiet sind Einzelvorhaben auf der Ebene 
der Baugenehmigungsplanung zu lösen. Vorhabens bezogene Lösungen, z.B. bei einer Außengastronomie 
können durch Sicht- und Lärmschutzwände, Beschränkung der Nutzungszeiten, Festlegung der Sitzplatz-
zahl usw. gefunden werden. Diese Konfliktverlagerung ist zulässig. Der Bebauungsplan Nr. 51 geht hier 
nicht unlösbaren Konflikten aus dem Weg. Das Rücksichtnahmegebot wird beachtet, da das Maß dessen, 
was billigerweise zuzumuten ist, nicht überschritten wird. In der Haaner Innenstadt gibt es verschiedene 
Vergleichssituationen, wo Wohnen, Einzelhandel und Gastronomie einschließlich Außengastronomie in 
ähnlicher Situation in zulässiger Weise einander zugeordnet sind. 
Die Einbeziehung einer bislang unbebauten, städtischen Fläche des Hallenbades in das Kerngebiet (MK) 
dient der Sicherung und Entwicklung der innerstädtischen Funktionen, hier insbesondere des Bereichs der 
Gastronomie. Dabei ist es für die Stadt als Flächeneigentümerin legitim, auch bislang ungenutzte „Restflä-
chen“ für eine sinnvolle Nutzung zur Verfügung zu stellen. Im Rahmen der Festsetzungen des Bebauungs-
plans wird der maximale Versiegelungsgrad u. a. auch dieser Fläche begrenzt. Der Erhalt bzw. die Schaf-
fung von Einsicht begrenzenden Grünstrukturen wird hiermit gewährleistet. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
 
28 

 
Herr F., Schumann-
straße, 42781 Haan 

 
25.02.09 

(Bedenken:) 
1./ Bebauungsplan ist unzulässig, 
da er nur einem Einzelinteresse 
dient;  
 
 
 
 
2./ Gefahrenpotential durch die  
Nachbarschaft von Außengastro-
nomie und Chlorlager Hallenbad; 
 
 
 
3./ Räumliche Begrenzung des 
Bebauungsplans ist auf nördlich 
„Alter Kirchplatz“ auszuweiten 
um die Bebauung in 2ter Reihe 
mit zu regeln. Die Wohnbebau-
ung an der Friedrichstraße wird 
in Gewerbe umgewidmet;  
 
 
 
4./ Bebauungsplan ist nichtig, 
weil er eine alte und falsche 
Katasterdarstellung enthält. 
 
 
 
(Anregungen:) 
1. Anregung, eine Wohnbebau-
ung auch in 2ter Reihe der Fried-
richstraße zu ermöglichen,  
 
 
 
 

Die Bedenken werden zurückgewiesen.   
Zu Nr. 1: Im Bereich der Innenstadt vorhandene Gastronomiebetriebe sind nur durch nachfragegerechte 
Erweiterungen, z.B. durch Außengastronomie, auf Dauer wirtschaftlich überlebensfähig. Attraktive Gastro-
nomieangebote in der Haaner Innenstadt fördern ihre Aufenthaltsqualität und Zentrenfunktion. Auch hier 
steht die Stadt in Konkurrenz zu Nachbarzentren. Insofern dient die Ausweisung des Kerngebiets nicht 
einem Einzelinteresse, sondern dem Gemeinwesen, da es den Freizeit- und Aufenthaltswert der Innenstadt 
stärkt. 
 
Zu Nr. 2: Die im Bebauungsplan Nr. 51 überplanten privaten Freiflächen genießen auch ohne einen gülti-
gen Bebauungsplan einen generellen Schutz durch die einschlägigen Vorschriften zum Betrieb von techni-
schen Anlagen. Entsprechende Sicherheitsvorkehrungen sind im Rahmen der Betriebserlaubnis des Hallen-
bades nachzuweisen. Hierin sind ggfs. Auflagen bezgl. der sicheren Lagerung von betriebsnotwendigen 
Gefahrenstoffen zu treffen. Eine bauplanungsrechtliche Relevanz ist nicht gegeben.  
 
Zu Nr. 3: Die angesprochene Bebauung liegt außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 51. 
Ein Planungserfordernis für den Bereich entlang der Straße „alter Kirchplatz“ besteht nicht. Die städtebau-
lichen Regelungsmöglichkeiten eines Bebauungsplans wären bei dem hier gewachsenen, eng verschachtel-
ten Mosaik aus verschiedenen Nutzungen und baulichen Anlagen überdehnt und nicht mehr sachgerecht. 
Vorhaben können individuell i. R. des § 34 BauGB beurteilt und abgewickelt werden. Eine bauplanungs-
rechtliche Relevanz ist für diese Bebauung nicht gegeben. 
Eine Umwidmung von Wohnbebauung in gewerbliche Nutzung findet nicht statt; vielmehr sollen in dem 
innerstädtisch vorgeprägten Bereich Kerngebiets typische Nutzungen unter Berücksichtigung des vorhan-
denen Bestands weiterhin möglich bleiben. 
 
Zu Nr. 4. Die Abbildung des Katasters ist Grundlage für die Planurkunde des Bebauungsplans; der Stand 
der Katastergrundlage wird durch einen amtlich bestellten Vermessungsingenieur in dieser Urkunde bestä-
tigt. Die Fortschreibung des Katasters hat insofern keinen Einfluss auf die Gültigkeit der Planurkunde und 
damit des Bebauungsplans. Eine bauplanungsrechtliche Relevanz ist nicht gegeben. 
 
 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Zu Nr. 1: Die Anordnung einer Wohnbebauung in zweiter Reihe ist im Gesamtkontext der Bebauung ent-
lang der Friedrichstraße schon aus räumlichen Gründen  ausgeschlossen (Abstände, notwendige Freiflä-
chen). Im südlichen Teil des Geltungsbereichs widerspricht eine derartige Nutzung zudem den im FNP als 
Kerngebiet dargestellten (s. o.). Dem Erhalt und der Entwicklung innerstädtischer Funktionen wird hier 
Vorrang vor einer Entwicklung hin zu ungestörtem Wohnen „im Grünen“ gegeben.  
Außerhalb des Bebauungsplans Nr. 51 sind in östlicher Fortsetzung der Bebauung Alter Kirchplatz Nr. 2 
bauliche Entwicklungsmöglichkeiten im Rahmen des § 34 BauGB gegeben. 



Anlage 4: Behördenbeteiligung gem.  § 4 (2) BauGB  und  Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB  
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2. Anregung, die Außengastro-
nomie sollte auf die  Fläche des 
Alten Kirchplatzes verlegt wer-
den. 

 
 
Zu Nr. 2: Die Anregung, den Alten Kirchplatz durch eine Außengastronomie zu beleben, wird grundsätz-
lich begrüßt. Eine bauplanungsrechtliche Relevanz besteht allerdings nicht, da die Fläche des Alten Kirch-
platzes außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 51 liegt..      

29 25 Anwohner der 
Friedrich- und der 
Mittelstraße lt. Unter-
schriftenliste  
(Liste liegt der Ver-
waltung vor) 

26.02.09 Keine Bedenken gegen eine 
Wiedereröffnung des Biergartens 
der „Friedrichstuben“ i. R. der 
geplanten Bebauungsplan-
Festsetzungen  

Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Für die Planung ergeben sich keine Konsequenzen. 

 
































